
nichts davon abgestrichen werden, daß jetzt die hem­
menden Elemente der früheren Gesetze schärfer her­
vortreten und sie gleich dem sanktionierten Recht, 
dessen Unerträglichkeit offensichtlich ist, durch das 
neue, einheitliche sozialistische Rechtssystem ersetzt 
werden müssen.
Die Bezeichnung all unseres bisherigen Rechts — mit 
Ausnahme der genannten neuen Gesetze — als nicht 
sozialistisches Recht könnte schließlich vom Kampf 
gegen Dogmatismus und bürgerliches Rechtsdenken ab­
lenken.
P o l a k  weist in Auswertung der Arbeit Lenins „Staat 
und Revolution“ zutreffend darauf hin, „daß das Recht 
als sozialistisches Recht unmittelbar mit der Macht­
ergreifung der Arbeiterklasse, der Vergesellschaftung 
der Produktionsmittel, der Entfaltung der gesellschaft­
lichen Produktion auf der Grundlage der Leitung durch 
den sozialistischen Staat zu wirken beginnt, und zwar 
in der Richtung der Aufhebung der alten Rechtsnormen 
und Rechtsvorstellungen. Es wäre ganz falsch — und 
es ist die Grundlage vieler fehlerhafter Auffassungen —,

Staat und Recht auseinanderzureißen, zu sagen, im so­
zialistischen Staat gelte das bürgerliche Recht, so daß 
das bürgerliche Recht als das Recht des sozialistischen 
Staates erscheint ... Der Grund solcher Betrachtungs­
weise liegt darin, daß sich das Denken notwendig dann 
auf einer solchen Plattform bewegt, wenn nicht klar 
das Verhältnis des sozialistischen Staates zu dem bür­
gerlichen Recht gesehen wird. Staat und Recht gehören 
wesensnotwendig zusammen. Sie haben beide dieselbe 
Wurzel: die Klasse, deren Wille wiederum bestimmt 
wird durch ihre materiellen Lebensbedingungen. Eben­
sowenig wie das Recht ohne Staat sein kann, kann auch 
der Staat ohne Recht sein. Das Wesen des Rechts wird 
durch das Wesen des Staates bestimmt, dieser wieder­
um durch die Klasse und deren materielle Lebens­
grundlage. Wenn auch das .bürgerliche Recht' in die 
sozialistische Gesellschaftsordnung, d. h. in die Epoche 
der Diktatur des Proletariats hineinragt, so hat doch 
das Recht der Diktatur des Proletariats sozialistischen 
Charakter“.28

28 Polak, a. a. O., S. 641.
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Zur Leitung der Rechtsprechung durch das Bezirksgericht
Bei der Leitung der Rechtsprechung der Kreisgerichte 
durch das Bezirksgericht geht es darum, wie mit dem 
geringsten Aufwand und unter Ausschöpfung aller 
gegebenen Möglichkeiten der größte Nutzen für die 
Weiterentwicklung. der Rechtsprechung erzielt werden 
kann.
Dazu ist es notwendig, systematisch einen ständigen 
Überblick über die Rechtsprechung im Bezirk zu er­
langen, um die Anleitungstätigkeit entsprechend ein­
zurichten; jedoch sollen unsere Richter keine Instruk­
teurtätigkeit ausüben.
Die, Hauptform unserer Anleitung sehen wir darin, 
eine auf der Höhe ihrer Aufgaben stehende Recht­
sprechung des Bezirksgerichts zu entwickeln. Dabei 
wird der Zusammenarbeit der beiden Strafsenate so­
wie der beiden Zivil- und Familiensenate eine beson­
dere Bedeutung beigemessen, um auch eine Einheit­
lichkeit in der Rechtsprechung zu gewährleisten. Diese 
Zusammenarbeit wirkt sich günstig bei der Vorbe­
reitung von Stützpunktbesprechungen sowie der er­
weiterten Dienstbesprechungen des Bezirksgerichts aus. 
Von den Spezialsenaten werden den Kreisgerichten 
geeignete Entscheidungen des Bezirksgerichts sowie 
Rechtssätze unveröffentlichter Urteile des Obersten 
Gerichts zur Kenntnis gebracht. Auch mit der Gerichts­
kritik wird bereits in stärkerem Maße auf die Ver­
besserung der Qualität der Arbeit der Kreisgerichte 
eingewirkt.

Stützpunktbesprechungen
Die monatlich einmal stattfindenden Stützpunkt­
besprechungen mit allen Richtern des Bezirks — an 
denen z. T. auch die Arbeitsrichter teilnehmen — sind 
ein weiteres wichtiges Mittel der anleitenden Tätig­
keit des Bezirksgerichts.
Diese Beratungen werden in vier Stützpunkten durch­
geführt, so daß jeder Senat seine von ihm zu be­
treuenden Gerichte ständig anleitet. Auf diese Weise 
besteht zwischen den Senaten und den Kreisgerichten 
ein guter Kontakt, der von den Richtern der Kreis­
gerichte sehr begrüßt wird.
So wurden z. B. in den vier Stützpunkten Probleme 
des Zivil- und Familienrechts behandelt, insbesondere

die in der Rechtsprechung der Kreisgerichte aufgetre­
tenen Mängel auf dem Gebiet der einstweiligen Ver­
fügungen und der Zwangsvollstreckung. Das Anlei­
tungsmaterial wurde auf Grund konkreter Verfahren — 
aus einem bestimmten Zeitraum nach der Veröffent­
lichung der Grundsätze des Staatsrates zum Rechts­
pflegeerlaß — von den Zivilsenaten zusammengestellt. 
Signale für die Notwendigkeit dieser Anleitung er­
gaben sich aus der zweitinstanzlichen Rechtsprechung 
sowie aus einer Reihe von Eingaben. Dabei haben wir 
festgestellt, daß unsere Richter die Staatsratsbeschlüsse 
und auch die Grundsätze nur einseitig für die auf 
dem Gebiet des Strafrechts zu lösenden Aufgaben be­
trachteten. Sie beachteten nicht, daß sie ihre gesamte 
richterliche Tätigkeit unter dem Gesichtspunkt der 
Staatsratsbeschlüsse sehen müssen. Das hängt im 
wesentlichen auch damit zusammen, daß in der an­
leitenden Tätigkeit vorwiegend strafrechtliche Pro­
bleme behandelt wurden.
Für weitere Stützpunktbesprechungen sind folgende 
Probleme vorgesehen, die bereits durch die Senate vor­
bereitet werden: familienrechtliche Probleme, Prozeß­
fehler im Privatklageverfahren, Mißbrauch von Zah­
lungsbefehlen, Mängel in kostenrechtlichen Entschei­
dungen, Überprüfung der im Jahre 1963 erkannten 
öffentlichen Tadel.
Die übereinstimmende Anleitung der Kreisgerichte in 
allen vier Stützpunkten erfolgt jeweils durch die be­
treuenden Senate, so daß gleichzeitig die Möglichkeit 
gegeben ist, sonstige Fragen der Kreisgerichte zu be­
antworten bzw. auch Konsultationen mit einzelnen 
Richtern durchzuführen, die vom Senat bestimmt oder 
auch vom Richter gewünscht werden.
Durch solche sorgfältig vorbereiteten Stützpunktbespre­
chungen versprechen wir uns größere Erfolge als durch 
häufige Besuche bei den einzelnen Gerichten.
Für den Arbeitsplan des II. Quartals 1963 sind fol­
gende Aufgaben vorgesehen: Einmal im Quartal soll 
jeder Senat
die Verhandlungsführung der Richter eines der von 
ihm zu betreuenden Kreisgerichte einschätzen; 
die Qualität der Schöffenschulung überprüfen;
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